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des Küstenmeeres und in Häfen

680. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Statuts der
Haager Konferenz für Internationales Privat-

recht

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Marokko am 6. September 1993 seine
Annahmeurkunde zum Statut der Haager Konfe-
renz für Internationales Privatrecht (BGBl.
Nr. 21/1967, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. Nr. 549/1993) hinterlegt.

Vranitzky

6 8 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in

Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Ungarn am 13. Juli 1993 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. Nr. 178/1993) hinterlegt.

Ungarn hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde folgende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Vorbehalte

Artikel 2

Ungarn behält sich das Recht vor, Rechtshilfe nur
für jene Verfahren zu leisten, die im Hinblick auf
solche strafbaren Handlungen eingeleitet wurden,
die auch nach ungarischem Recht strafbar sind.

Artikel 13 Absatz 1

Auszüge oder Auskünfte aus dem Strafregister
werden nur in bezug auf eine Person erteilt, die
beschuldigt oder vor Gericht gestellt wurde.

Artikel 13 Absatz 2

Die in diesem Absatz genannte Rechtshilfe kann
durch Ungarn nicht geleistet werden.

Erklärungen

Artikel 5 Absatz 1

Durchsuchung und Beschlagnahme werden in
Ungarn nur unter der in lit. c festgelegten
Bedingung durchgeführt.

Artikel 7 Absatz 3

Ladungen für in Ungarn aufhältige Personen
werden nur zugestellt, wenn die Ladungen der
zuständigen ungarischen Behörde mindestens 40
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Tage vor dem für das Erscheinen festgesetzten
Zeitpunkt übermittelt werden.

Artikel 15 Absatz 6

Ungarn erklärt, daß an seine Justizbehörden
gerichtete Rechtshilfeersuchen dem Justizministe-
rium übermittelt werden müssen.

Artikel 16

Eine Übersetzung des Rechtshilfeersuchens und
der beigeschlossenen Schriftstücke entweder ins
Ungarische oder in eine der offiziellen Sprachen des
Europarates wird verlangt, sofern diese nicht in
einer dieser Sprachen abgefaßt worden sind.

Artikel 22

Ungarn erklärt, daß es die anderen Vertragspar-
teien nicht automatisch von den in diesem
Artikel bezeichneten strafrechtlichen Verurteilun-
gen und nachfolgenden Maßnahmen benachrichti-
gen wird.

Artikel 24

Für die Zwecke dieses Übereinkommens sind in
Ungarn als Justizbehörden zu betrachten:

Gerichte, Staatsanwaltschaften, das Justizmini-
sterium und die Generalstaatsanwaltschaft.

Vranitzky

682. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen über

die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Ungarn am 13. Juli 1993 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäi-
schen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 164/1992)
hinterlegt.

Vranitzky

683. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen

Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Ungarn am 13. Juli 1993 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Auslieferungs-
übereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 538/1993) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikations-
urkunde hat Ungarn folgende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Vorbehalte

Artikel 1

Ungarn wird die Auslieferung nicht bewilligen,
wenn die verlangte Person vor ein Ausnahmegericht
gestellt würde oder die Auslieferung zur Vollstrek-
kung einer durch ein solches Gericht verhängten
Strafe oder Anhaltung führen würde. Ungarn behält
sich weiters das Recht vor, die Auslieferung aus
humanitären Gründen abzulehnen, wenn dies für
die verlangte Person eine besondere Härte verursa-
chen würde, zum Beispiel wegen ihrer Jugend, ihres
fortgeschrittenen Alters oder ihres Gesundheitszu-
standes oder unter Bedachtnahme auch auf die Art
der strafbaren Handlung und die Interessen des
ersuchenden Staates wegen jedes anderen, diese
Person betreffenden Umstandes.

Artikel 6

a) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 6
Absatz 1 a des am 10. Februar 1947 in Paris
abgeschlossenen Friedensvertrages wird Ungarn die
Auslieferung eigener Staatsangehöriger nicht bewil-
ligen.

b) Ungarn behält sich das Recht vor, die
Auslieferung von Personen mit ständigem Wohnsitz
in Ungarn abzulehnen.

Artikel 11

Ungarn wird die Auslieferung ablehnen, wenn sie
zur Vollstreckung der Todesstrafe oder zur
Verfolgung einer Person begehrt wird, die wegen
einer mit Todesstrafe bedrohten strafbaren Hand-
lung beschuldigt wird. Gleichwohl kann die
Auslieferung hinsichtlich einer strafbaren Handlung
bewilligt werden, die nach dem Gesetz des
ersuchenden Staates mit der Todesstrafe bestraft
werden kann, wenn dieser Staat zustimmt, daß die
Todesstrafe im Falle ihrer Verhängung nicht
vollstreckt wird.
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Erklärungen

Artikel 16 Absatz 2

Im Falle der vorläufigen Auslieferungshaft
verlangt Ungarn auch eine kurze Darstellung jenes
Sachverhaltes, dessen die verlangte Person beschul-
digt wird.

Artikel 21 Absatz 2

Ungarn wird die Durchlieferung eigener Staats-
angehöriger und Personen mit ständigem Wohnsitz
in Ungarn ablehnen.

Artikel 23

Ungarn erklärt, daß es eine Übersetzung des
Auslieferungsersuchens und der beigeschlossenen
Schriftstücke entweder ins Ungarische oder in eine
der offiziellen Sprachen des Europarates verlangt,

sofern diese nicht in einer dieser Sprachen abgefaßt
sind.

Vranitzky

684. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Ungarn am 13. Juli 1993 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Zweiten Zusatzprotokoll zum
Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl.
Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 539/1993) hinterlegt.

Vranitzky

685.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.
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(Übersetzung)

Übereinkommen betreffend
die Prüfung und Bezeichnung
von Edelmetallgegenständen

Abänderungsvorschlag zu Artikel 1 des Übereinkommens betreffend die Prüfung und
Bezeichnung von Edelmetallgegenständen *)

(Vorschlag angenommen durch den Ständigen Ausschuß anläßlich seiner 30. Tagung in Genf am 4. Februar
1992)

Gegenwärtiger Artikel 1 Absatz 1

1. Die gesetzlichen Bestimmungen eines Ver-
tragsstaates, die die Prüfung von Edelmetallgegen-
ständen durch ein ermächtigtes Organ und deren
Bezeichnung mit amtlichen Punzen als Zeichen
dafür vorschreiben, daß diese entsprechend geprüft
worden sind, oder die die Bezeichnung solcher
Gegenstände mit der Angabe des Verantwortlichen,
der Art des Metalles oder des Feingehaltes
vorschreiben, gelten in bezug auf die aus dem
Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates einge-
führten Edelmetallgegenstände als erfüllt, wenn
diese Gegenstände gemäß den Bestimmungen des
vorliegenden Übereinkommens geprüft und be-
zeichnet worden sind.

Vorgeschlagene Abänderung

1. Die gesetzlichen Bestimmungen eines Ver-
tragsstaates, die die Prüfung von Edelmetallgegen-
ständen durch ein ermächtigtes Organ und deren
Bezeichnung mit amtlichen Punzen als Zeichen
dafür vorschreiben, daß diese entsprechend geprüft
worden sind, oder die die Bezeichnung solcher
Gegenstände mit der Angabe des Verantwortlichen,
der Art des Metalles oder des Feingehaltes
vorschreiben, gelten in bezug auf eingeführte
Edelmetallgegenstände als erfüllt, wenn diese
Gegenstände in einem anderen Vertragsstaat gemäß
den Bestimmungen des vorliegenden Übereinkom-
mens geprüft und bezeichnet worden sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 3. Jänner 1990 bei der Regierung Schwedens hinterlegt; die Änderung ist gemäß Art. 11
Abs. 5 des Übereinkommens mit 16. August 1993 in Kraft getreten.

Vranitzky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 346/1975, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 38/1990.
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686.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE VER-
EINBARUNG ÜBER DIE
NUTZUNG VON INMAR-
SAT-SCHIFFS-ERDFUNK-
STELLEN INNERHALB
DES KÜSTENMEERS UND

IN HÄFEN

Präambel

Die Staaten, die Vertragspar-
teien dieser Vereinbarung sind
(im folgenden als „Vertragspar-
teien" bezeichnet) —

in dem Wunsch, die in Empfeh-
lung 3 der Internationalen Konfe-
renz von 1975 bis 1976 über die
Errichtung eines Internationalen
Seefunksatellitensystems ange-
strebten Ziele zu erreichen, und

entschlossen, die Not- und
Sicherheitsfunkverbindungen
zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See, die Leistungsfä-
higkeit und den Einsatz von
Schiffen zu verbessern —

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

(1) Nach Maßgabe dieser Ver-
einbarung und im Einklang mit
den völkerrechtlich anerkannten
Schiffahrtsrechten gestatten die
Vertragsparteien in ihrem Kü-
stenmeer und in ihren Häfen den
Betrieb zugelassener Schiffs-Erd-
funkstellen, die zu dem von der
Internationalen Seefunksatelliten-
Organisation (INMARSAT) be-
reitgestellten See-Weltraumfunk-
system gehören und auf Schiffen,
welche die Flagge einer anderen
Vertragspartei führen, ordnungs-
gemäß installiert sind (im folgen-
den als „INMARSAT-Schiffs-
Erdfunkstellen" bezeichnet).

(2) Eine solche Erlaubnis ist
stets auf die Nutzung von Fre-
quenzen des beweglichen See-
funkdienstes über Satelliten durch
die INMARSAT-Schiffs-Erd-
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funkstellen beschränkt und gilt
vorbehaltlich der Einhaltung der
anzuwendenden Vollzugsord-
nung für den Funkdienst der
Internationalen Fernmelde-Union
und des Artikels 2 dieser Verein-
barung durch die INMARSAT-
Schiffs-Erdfunkstellen.

Artikel 2

(1) Der Betrieb der INMAR-
SAT-Schiffs-Erdfunkstellen un-
terliegt den folgenden Bedingun-
gen:

a) er darf den Frieden, die gute
Ordnung und die Sicherheit
des Küstenstaates nicht be-
einträchtigen;

b) er darf keine schädlichen
Störungen anderer Funk-
dienste verursachen, die in-
nerhalb der Grenzen des
Hoheitsgebiets des Küsten-
staates betrieben werden;

c) er hat im Einklang mit
einschlägigen internationa-
len Übereinkünften und ins-
besondere der Vollzugsord-
nung für den Funkdienst der
Internationalen Fernmelde-
Union Not- und Sicher-
heitsaussendungen Vorrang
einzuräumen;

d) während des Betriebs von
INMARSAT-Schiffs-Erd-
funkstellen in einem Gebiet,
in dem explosive Gase vor-
handen sind, insbesondere
während Arbeiten im Zu-
sammenhang mit Öl und
anderen feuergefährlichen
Stoffen, müssen unter Ein-
haltung einschlägiger Si-
cherheitsvorschriften
Schutzmaßnahmen ergrif-
fen werden;

e) INMARSAT-Schiffs-Erd-
funkstellen unterliegen auf
Antrag des Küstenstaats der
Prüfung durch dessen Be-
hörden; völkerrechtlich an-
erkannte Schiffahrtsrechte
bleiben unberührt.

(2) In dieser Vereinbarung
bezeichnet „Küstenstaat" den
Staat, in dessen Küstenmeer und
Häfen die INMARSAT-Schiffs-
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Erdfunkstellen unter Einhaltung
dieser Vereinbarung betrieben
werden.

Artikel 3

Die Vertragsparteien können
unbeschadet der völkerrechtlich
anerkannten Schiffahrtsrechte
den Betrieb von INMARSAT-
Schiffs-Erdfunkstellen in von ih-
nen bestimmten Häfen und Ge-
bieten des Küstenmeers ein-
schränken, vorübergehend ein-
stellen lassen oder untersagen.
Unbeschadet des Wirksamwer-
dens einer solchen von der Ver-
tragspartei beschlossenen Ein-
schränkung, vorübergehenden
Einstellung oder Untersagung
wird diese so bald wie möglich
dem Verwahrer dieser Vereinba-
rung notifiziert.

Artikel 4

Unbeschadet des Not- und
Sicherheitsfunkverkehrs kann die
in Artikel 1 Absatz 1 bezeichnete
Erlaubnis auf die Rechte begrenzt
werden, die der Flaggenstaat nach
Artikel 1 Absatz 1 den Schiffen
des betreffenden Küstenstaats in-
nerhalb seines Küstenmeers und
seinen Häfen gewährt.

Artikel 5

Diese Vereinbarung ist nicht so
auszulegen, als hindere sie eine
Vertragspartei daran, in bezug auf
den Betrieb von INMARSAT-
Schiffs-Erdfunkstellen umfassen-
dere Erleichterungen zu gewäh-
ren.

Artikel 6

Diese Vereinbarung gilt nicht
für Kriegsschiffe und andere
Staatsschiffe, die für nichtkom-
merzielle Zwecke betrieben wer-
den.

Artikel 7

(1) Ein Staat kann Vertragspar-
tei dieser Vereinbarung werden,

a) indem er sie unterzeichnet,
b) indem er sie vorbehaltlich

der Ratifikation, Annahme
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oder Genehmigung unter-
zeichnet und später ratifi-
ziert, annimmt oder geneh-
migt oder

c) indem er ihr beitritt.

(2) Diese Vereinbarung liegt
vom 1. Jänner 1986 bis zu ihrem
Inkrafttreten in London zur Un-
terzeichnung und danach zum
Beitritt auf.

Artikel 8

(1) Diese Vereinbarung tritt
dreißig (30) Tage nach dem Tag
in Kraft, an dem fünfundzwanzig
(25) Staaten Vertragsparteien ge-
worden sind.

(2) Für einen Staat, dessen
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde nach Inkrafttreten dieser
Vereinbarung hinterlegt wird, tritt
diese Vereinbarung mit dem Tag
der Hinterlegung in Kraft.

Artikel 9

Eine Vertragspartei kann durch
Notifikation an den Verwahrer
jederzeit von dieser Vereinbarung
zurücktreten. Ein solcher Rück-
tritt wird neunzig (90) Tage nach
Eingang der schriftlichen Rück-
trittsnotifikation der Vertragspar-
tei beim Verwahrer wirksam.

Artikel 10

(1) Der Generaldirektor der
INMARSAT ist Verwahrer dieser
Vereinbarung.

(2) Der Verwahrer notifiziert
allen Vertragsparteien dieser Ver-
einbarung umgehend

a) jede Unterzeichnung dieser
Vereinbarung,

b) den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Vereinbarung,

c) jede Hinterlegung von Rati-
fikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitritts-
urkunden,

d) den Zeitpunkt des Ausschei-
dens eines Staates als Ver-
tragspartei dieser Vereinba-
rung,
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e) alle anderen Notifikationen
und Mitteilungen im Zu-
sammenhang mit dieser
Vereinbarung.

(3) Sogleich nach Inkrafttreten
dieser Vereinbarung übermittelt
der Verwahrer dem Generalse-
kretär der Vereinten Nationen
eine beglaubigte Abschrift zur
Registrierung und Veröffentli-
chung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen.
Gleichzeitig übermittelt der Ver-
wahrer der Internationalen Fern-
melde-Union und der Internatio-
nalen Seeschiffahrts-Organisation
eine beglaubigte Abschrift dieser
Vereinbarung.

Artikel 11

Diese Vereinbarung ist in einer
Urschrift in englischer, französi-
scher, russischer und spanischer
Sprache abgefaßt, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist; sie wird beim Verwahrer
hinterlegt; dieser übermittelt den
Vertragsparteien eine beglaubigte
Abschrift.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten diese Vereinbarung
unterschrieben.

GESCHEHEN ZU LON-
DON am 16. Oktober 1985.

Die Vereinbarung wurde gemäß Artikel 6 Absatz 1 lit. a am 11. Juni 1990 unterzeichnet; die
Vereinbarung ist gemäß ihrem Artikel 8 Absatz 1 mit 12. September 1993 in Kraft getreten.

Nach Mitteilung des Generaldirektors der INMARSAT haben folgende weitere Staaten die
Vereinbarung unterzeichnet bzw. ratifiziert:
Australien, Belgien, Chile, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Indien,
Indonesien, Italien, Kanada, Katar, Kuwait, Niederlande (für das Königreich in Europa), Norwegen, Polen,
Rumänien, Rußland, Schweden, Singapur, Spanien, Südafrika und Vereinigtes Königreich.

Frankreich hat nachstehende Erklärung abgegeben: „Anläßlich der ohne Vorbehalt der Genehmigung
erfolgten Unterzeichnung der Internationalen Vereinbarung über die Nutzung von INMARSAT-Schiffs-
Erdfunkstellen innerhalb des Küstenmeers und in Häfen, angenommen in London am 16. Oktober 1985 bei
der 4. Sitzung der Versammlung der Vertragsparteien von INMARSAT, erklärt die Regierung der
Französischen Republik, daß sie die Absicht hat, unter strikter Beachtung der Bestimmungen der Artikel 3
und 4 der genannten Vereinbarung, den Betrieb des INMARSAT-Systems in ihren Häfen und in ihren
Küstengewässern immer dann einzuschränken, wenn es die Umstände erfordern."

Vranitzky
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